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Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes  
Ihr Zeichen: NII1 – 70301/10-4 
Stellungnahme 
 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Lütkes, 
 
nachstehend die Stellungnahme unseres Verbandes: 
 
1. Wir begrüßen die Bevorratung von Kompensationsmöglichkeiten und die Entkoppelung 

von Eingriff und Kompensation im Grundsatz.  
 
2. Der Aufbau zusätzlicher Bürokratie beim BfN und die Entstehung zusätzlicher Kosten 

sind nicht ausreichend begründet. Zunächst sollte dargestellt werden, ob andere Ressorts 
die Aufgabe ohne den Aufbau zusätzlicher Bürokratie gewährleisten können.  

 
3. In § 56a(3) wird das BfN ermächtigt, über die Eignung und Zuverlässigkeit von juri-

stischen Personen und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit zu urteilen. Hierzu bedarf 
es dringend zusätzlich konkretisierender Rechtsvorschriften, um von vornherein ein 
willkürliches Verwaltungshandeln auszuschließen. Die Vorgänge können in hohem 
Maße korruptionsanfällig sein, so dass es zur Herstellung von Rechtssicherheit einer 
Spezifizierung der unbestimmten Begriffe „geeignete Ausbildung“, „Unzuverlässigkeit“ 
und „wirtschaftliche Leistungsfähigkeit“ usw. bedarf. Verfahren aus dem terrestrischen 
Bereich sind nicht ohne weiteres im marinen Bereich anwendbar. 

 
4. Regelungsbedarf besteht aus den in 4. genannten Gründen bei der Bemessung des Wer-

tes von Ausgleichsmaßnahmen im marinen Bereich. 
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5. Wir weisen vorsorglich darauf hin, dass im marinen Milieu fischereiliche Beschränkun-
gen grundsätzlich als Kompensationsmaßnahmen nicht geeignet sind und deshalb nicht 
als handelbare Kompensation in Betracht kommen. Dies entspricht z. B. auch der Be-
schlusslage des Niedersächsischen Landtages. Dadurch können auch Konfliktlagen mit 
dem Vorrang europäischer Fischereiregelungen vermieden werden. Im Bedarfsfall 
empfehlen wir in § 57 Absatz 3 einen entsprechenden Zusatz als Nummer 6. Für 
terrestrische Gebiete weisen wir ausdrücklich auf die landesrechtlichen Bestimmungen 
(Fischereigesetze) hin. 

 
Der Verband der deutschen Binnenfischerei und Aquakultur (VDBA) behält sich vor, zu 
einem späteren Zeitpunkt hierzu noch eine Stellungnahme einzubringen. Wir bitten deshalb 
vorsorglich um Fristverlängerung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Holger Ortel 
Präsident 




